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EINLEITUNG 

Der Sozialbericht Sachsen-Anhalt 2010 bis 2013, vorgelegt von der Landesregierung 

Sachsen-Anhalt unter Federführung des Ministeriums für Arbeit und Soziales, verknüpft 

erstmalig den klassischen Sozialbericht (Drs. 4/42/1624 B) und den Armuts- und Reichtums-

bericht (Drs. 6/397) in dritter Fortschreibung. Mit dieser Zusammenlegung, die auf dem 

Beschluss des Landtages von Sachsen-Anhalt beruht (Drs. 6/1470), wird zum einen das Ziel 

einer Reduzierung der Berichtstätigkeit verfolgt. Die Komprimierung bestehender Berichts-

pflichten der Landesregierung ist dabei ein wesentlicher Beitrag zur Steigerung von 

Effektivität und Effizienz der Landesverwaltung, zumal sich beide Berichtsarten in der 

Vergangenheit inhaltlich zu großen Teilen überschnitten. Die Entwicklung der Sozialhilfe, 

Veränderungen aus der Novellierung der Grundsicherung oder auch Teilhabe an schulischer 

und außerschulischer Bildung von Kindern und Jugendlichen sind hier nur einige 

repräsentative Beispiele dieser Doppelung und thematischen Überschneidungen der Sozial- 

und Armutsberichterstattung.  

Ziel der Landessozialberichterstattung ist zum anderen, nunmehr auch als Informations- und 

Planungsgrundlage der Politik allen sozialpolitischen Akteurinnen und Akteuren sowie der 

interessierten Öffentlichkeit ein möglichst differenzierteres Bild der sozialen Lage der 

Bevölkerung zur Verfügung zu stellen.  

Im Bericht werden zunächst die Entwicklungen ausgewählter Schwerpunkte der sozialen 

Sicherheit, der Gesundheits- und Pflegeversorgung, des Verbraucherschutzes, der Fami-

lien-, Kinder- und Jugendförderung und der Seniorinnen- und Seniorenteilhabe dargestellt. 

All diesen Themen gemeinsam ist ihr direkter Bezug zur Demografie, denn sowohl für die 

Jüngsten als auch für die Älteren geht es nicht bloß um Betreuung  oder  Pflegeversorgung. 

Entscheidend sind vielmehr ein gesundes Aufwachsen bzw. Älterwerden und die 

Möglichkeit, aktiv am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilzuhaben und teilzunehmen. 

Hierzu bietet das Land Sachsen-Anhalt bessere Rahmenbedingungen als jemals zuvor. 

Präventive wie auch niedrigschwellige Angebote mit einem integrativen und inklusiven 

Ansatz entfalten landesweit deutliche Wirkung.  

Nicht zu unterschätzen ist die Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements vieler Ehren-

amtlicher für das Wohl und die Zukunftsfähigkeit von Gemeinden. Der Demografische 

Wandel ist also keineswegs eine unlösbare Aufgabe. Er bietet vielmehr gerade den 

kreisfreien Städten und Landkreisen die einmalige Chance, bereits heute entscheidende 

Weichenstellungen im Rahmen einer - idealerweise integrierten - Sozialplanung vorzu-

nehmen und diese Herausforderung gemeinsam mit der Bevölkerung, den Trägern und 

Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege sowie den Kommunalen Spitzenverbänden zu 

meistern. Diese komplexe Querschnittsaufgabe betrifft alle politischen Bereiche und erfordert 

eine ressortübergreifende und interdisziplinäre Sicht auf alle gesellschaftlichen Belange. 

Der Sozialbericht knüpft an die Systematik des vorangegangenen Sozialberichtes an 

(Berichtszeitraum 2005 bis 2009) und behandelt im Rahmen des Armuts- und Reichtums-

berichts gemäß Beschluss des Landtages von Sachsen-Anhalt vom 09.09.2011 (Drs. 6/397) 

insbesondere die Schwerpunkte: 

 Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets für Kinder und Jugendliche,

 verbesserte Chancen zur Teilhabe an schulischer und außerschulischer Bildung sowie

 Altersarmut und intergenerationale Übertragung von Armut.
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Im Rahmen der regional differenzierten Betrachtung der Entwicklung von Armut und sozialer 

Ausgrenzung werden insbesondere die bereits angeschobenen mittel- und langfristigen 

Strategien zur Armutsbekämpfung auf Landesebene aufgezeigt. Veränderungen, die aus der 

Novellierung zur Grundsicherung im SGB II und SGB XII resultieren, wurden ebenfalls 

miteinbezogen. Ein besonderes Augenmerk wurde dabei auf die Wirksamkeit der Umsetzung 

des Bildungs- und Teilhabepaketes für Kinder und Jugendliche sowie auf die verbesserten 

Chancen zur Teilhabe an schulischer und außerschulischer Bildung gelegt. 

Mit Beschluss vom 12.05.2011 hat der Landtag von Sachsen-Anhalt die Landesregierung 

damit beauftragt, „(…) gemeinsam mit den Verbänden, Trägern und den kommunalen 

Spitzenverbänden anhand der gewonnenen Erkenntnisse und der sich im Laufe der letzten 

zwanzig Jahre veränderten Beratungs- und Hilfebedarfe unter Beachtung struktureller 

Bedingungen die Kriterien für die Erstellung von Sozialzielen als Wegweiser einer 

nachhaltigen und zukunftsorientierten Sozialpolitik festzulegen und die Schwerpunkte zu 

benennen, die den vorrangigen sozialpolitischen Handlungsbedarf aufzeigen.“1 Zudem ist 

„(…) in einem Dialogprozess vor Ort mit den lokalen Akteuren die Gestaltung einer 

bürgernahen, flächendeckenden sozialen Infrastruktur zur Gewährung aktueller und künftiger 

Bedarfe an Beratung, Betreuung und Pflege sowie der Teilhabe und Chancengleichheit zu 

entwickeln und die Bedeutung einer erforderlichen Umsteuerung hin zu präventiven 

Angeboten herauszustellen.“2 Dementsprechend ist der Sozialbericht als Analyse- und 

Berichtsinstrument neu ausgerichtet und kann Diskussions- und Arbeitsgrundlage für einen 

Prozess der Sozialzielformulierung sein.  

Der Sozialbericht Sachsen-Anhalt 2010 bis 2013 umfasst im Kapitel A den Themenkomplex 

Soziales und dessen Kontext zu Armut und Reichtum. Diese Struktur verschafft einen 

ganzheitlichen Blick auf die Entwicklung der sozialen Lage der Menschen in Sachsen-Anhalt. 

Der Beobachtungszeitraum der Berichterstattung reicht von 2010 bis 2012. Sofern bereits 

statistische Daten aus dem Jahr 2013 bzw. 2014 verfügbar waren, wurden auch diese 

berücksichtigt.  

Der Sozialbericht beginnt mit den sozialpolitischen Grundlagen und den Zielen der 

Sozialberichterstattung (Teil I).  Im Anschluss  daran werden sowohl die Dimension des 

sozialen Wandels in der heutigen Gesellschaft als auch neue sozialpolitische 

Handlungsfelder aufgezeigt und komplexe, multidimensionale Problemlagen von Kindern 

und Jugendlichen beschrieben. Es werden Handlungsansätze benannt, die in der 

Steuerbarkeit des Bundes und des Landes liegen.  

Der zweite Teil widmet sich v. a. den sozialen Risiken. Die Gliederung erfolgt angelehnt an 

die Politikbereiche, die das Ministerium für Arbeit und Soziales verantwortet: soziale Hilfen 

und Entschädigungen, soziale Lage in Verbindung mit Gesundheit und Pflege oder sozialer 

Verbraucher- und Verbraucherinsolvenzschutz sowie die Politikbereiche Kinder, Jugend, 

Familie, Seniorinnen und Senioren und Menschen mit Beeinträchtigungen.  

Der Armuts- und Reichtumsbericht konzentriert sich in Teil III auf den Aspekt der Verringe-

rung von Armut und sozialer Ausgrenzung und beinhaltet unter anderem Ausführungen zu  

1
Landtags- Drucksache (LT-Drs.) 6/60 vom 12.05.2011 

2
ebd. 
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 Auswirkungen von Armut und Benachteiligung einzelner gesellschaftlicher Gruppen,

 Betrachtung des Sozialraums und seiner gesellschaftlichen Auswirkungen,

 Faktoren der intergenerationalen Übertragung von Armut,

 der (drohenden) Altersarmut durch bspw. gebrochene Erwerbsbiografien und

 den Wirkungen von Maßnahmen zur Armutsbekämpfung.

Auch die Forschungsergebnisse der Studie zur intergenerationalen Übertragung von Armut, 

die im Auftrag des Ministeriums für Arbeit und Soziales erstellt wurde, werden in diesem 

Berichtsteil vorgestellt.  

Am Prozess der Erarbeitung des Sozialberichtes beteiligten sich die Arbeiterwohlfahrt 

Landesverband Sachsen-Anhalt e.V. und das Diakonische Werk Evangelischer Kirchen in 

Mitteldeutschland e.V. als fach- und sachkundige Verbände der Freien Wohlfahrtspflege. Die 

Beiträge dieser Kooperationspartner sind im Kapitel B enthalten. Im Auftrag der AWO 

erstellte die Hochschule Magdeburg-Stendal Expertisen zur „Umsetzung des Bildungs- und 

Teilhabegesetzes in Sachsen-Anhalt“ und zur „Altersarmut in Sachsen-Anhalt“. Der Beitrag 

der DIAKONIE Mitteldeutschland enthält eine Expertise zu „Hilfen für Menschen in beson-

deren sozialen Schwierigkeiten im Kontext drohender bzw. bereits eingetretener Wohnungs-

not“. Des Weiteren ist eine Stellungnahme zur „Altersarmut in Sachsen-Anhalt“ beigefügt, die 

aus dem von der DIAKONIE Deutschland unter Mitwirkung der DIAKONIE Mitteldeutschland 

herausgegebenen Positionspapier „Prävention und Bekämpfung von Altersarmut“ abgeleitet 

ist. 

Durch diese Beiträge konnten auch unmittelbare Erfahrungen im täglichen Umgang mit 

sozialen Problemlagen der Menschen Sachsen-Anhalts eingebracht werden. Diese aktuelle 

Zustandsbeschreibung ergänzt die Resultate der sozialpolitischen Aktivitäten der laufenden 

sechsten Legislaturperiode, mit deren Hilfe die Lebensbedingungen nachhaltig verbessert 

werden sollen. Herausforderungen konnten identifiziert und künftige Ansatzpunkte zum 

Agieren der Landesregierung aufgezeigt werden. 

Sozialpolitische Herausforderungen können nur im engen Dialog bearbeitet werden. Hier 

stehen sowohl die Landesregierung als auch die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege und 

die Kommunalen Spitzenverbände in der Verantwortung. Es gilt, auf der Basis des Sozial-

berichtes sozialpolitische Handlungsfelder abzuleiten, zu konkretisieren und mit der Entwick-

lung einer langfristigen Strategie unter anderem zur Armutsbekämpfung zu verknüpfen. Ziel 

ist ein kooperatives Handeln aller sozialpolitischen Akteurinnen und Akteure.  

Die aus dem vorliegenden Sozialbericht gewonnenen Erkenntnisse können helfen, Wir-

kungszusammenhänge besser darzustellen, Ansatzpunkte effektiver Hilfestellungen früh-

zeitig zu identifizieren und mittels geeigneter sozialpolitischer Programme zeitnah und 

ergebnisorientiert umzusetzen. Sozialziele zu formulieren, kann dabei ein weiterer Schritt 

sein, um nachhaltige Sozialpolitik und individuelle Zukunftschancen für alle Menschen zu 

gewährleisten. Dieser Prozess gelingt, wenn sich alle gesellschaftlichen Akteurinnen und 

Akteure aktiv einbringen. 

Zunächst werden im Abstract die wesentlichen Erkenntnisse des Sozialberichts zusammen-

gefasst. 
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Abstract  

Ziel der Landespolitik ist es, die mit Armutsgefährdung und Armut verbundene Gefahr der 

sozialen Ausgrenzung zu verhindern bzw. abzubauen. In vielen Bereichen kann der Staat 

Bedingungen schaffen, die für eine ausreichende Absicherung existentieller Risiken sorgen 

und die gesellschaftliche Teilhabe der verschiedenen Bevölkerungsgruppen fördern. Direkte 

wie indirekte Armutsgefährdung bzw. Armut sind nach wie vor sehr stark an die Verfügbar-

keit ökonomischer Ressourcen geknüpft, so dass Arbeitslosigkeit und unzureichende oder 

fehlende Einkommen ein besonders relevanter Faktor für die Ausprägung von Armutslebens-

lagen sind. Neben der Entwicklung bundespolitischer Instrumente unterliegen hier einige 

Handlungsfelder der Steuerbarkeit durch die Länder.  

Eine positive Entwicklung zeichnet sich angesichts der erfolgreichen Umsetzung des 

seniorenpolitischen Programms „Aktiv und selbstbestimmt – Altenhilfe und Pflege im Land 

Sachsen-Anhalt bis 2020“ im Handlungsfeld der Seniorenpolitik ab. Daran knüpft die 

Erkenntnis an, dass der demografische Wandel trotz vielfältiger Herausforderungen v. a. 

auch Chancen und Potentiale eröffnet, die es landesseitig zu nutzen und zu unterstützen gilt. 

Das neue Bild des Alters ist im Vergleich zur Wahrnehmung vorheriger Generationen 

deutlich attraktiver geworden und die sog. „Jungen Alten“ dieser älteren Generation wollen 

aktiv am gesellschaftlichen Leben teilnehmen, aktiv mitwirken und in Planungen und 

Entscheidungen mit einbezogen werden. Das beweist auch ihr vielfältiges Engagement in 

den Seniorenvertretungen, in den Kommunen und auf Landesebene. Es ist Ziel der Politik, 

hierfür Strukturen vor Ort zu erhalten, damit sich ältere Menschen zusammen mit Menschen 

aller Generationen in ehrenamtliche und bürgerschaftliche Aktivitäten auch zukünftig 

einbringen und sich gegenseitig unterstützen können. D. h., dass eine moderne, aktive 

Seniorenpolitik mehr umfasst als bloß Altenhilfe und Pflege. Sie ist eine komplexe Quer-

schnittsaufgabe, die alle politischen Bereiche betrifft und folglich eine ressortübergreifende 

und interdisziplinäre Sicht auf alle gesellschaftlichen Belange erfordert. 

Gegenwärtig zeigt sich keine besondere Armutsbetroffenheit von Älteren. Die Armuts-

risikoquote der Menschen ab 65 Jahren ist in Sachsen-Anhalt derzeit noch unterdurch-

schnittlich gering. Allerdings wächst für Personen ab 50 Jahren aufgrund des Wandels der 

Erwerbsbiografien das Risiko, im Alter auf Unterstützungsleistungen angewiesen zu sein. 

Risikofaktoren für einen Anstieg der Armutsbetroffenheit bei Eintritt in die Rente sind  

 geringere Erwerbseinkommen,

 verringerte Beschäftigungszeiten durch Erwerbsunterbrechungen,

 zu niedrige Wochenarbeitszeit,

 sinkende Rentenansprüche und

 zu geringe Vermögen.

Im Hinblick auf die demografische Entwicklung steht Sachsen-Anhalt aber auch vor 

großen regionalen Herausforderungen und ist zudem eine im europäischen Vergleich vom 

demografischen Wandel besonders betroffene Region. Hier treffen selektive Abwanderung, 

eine zunehmend älter werdende Gesellschaft, eine steigende Armutsgefährdungsquote 

sowie eine sinkende Gesamtbevölkerung aufeinander. Diese Prozesse sorgen für eine 

sinkende Finanzkraft der Privathaushalte sowie eine sich verändernde Nachfrage nach 

infrastrukturellen Versorgungs- und Dienstleistungsangeboten. Die Abnahme der Siedlungs-

dichte insbesondere in ländlichen Räumen, die Veränderung der Bevölkerungszusammen-
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setzung sowie der wachsende Anteil armutsgefährdeter Menschen führt zu längeren 

Versorgungswegen, einer geringeren Anzahl von Nutzerinnen und Nutzern öffentlicher 

Angebote und erschwert das wirtschaftliche Betreiben der Infrastruktur (Wirtschaftlichkeits-

lücke beim Einsatz neuer Technologien). In der Folge wird die Daseinsversorgung in den 

betroffenen Gebieten ausgedünnt und kostenintensiver. Gleichzeitig nimmt die Finanzkraft 

der öffentlichen Hand in den betroffenen Gebieten aufgrund sinkender Steuereinnahmen, 

abnehmender Zuweisungen des Bundes und höherer Sozialleistungen ab – mit der Folge, 

dass es weniger Investitionen und Angebote für die Menschen gibt. Die Gesamtattraktivität 

der Region lässt nach und die negative Entwicklung der Region (bspw. selektive 

Abwanderung) verschärft sich. 

Für die intergenerationale Übertragung von Armut existieren verschiedene Risikofaktoren 

und Transmissionswege. Ein erhöhtes Risiko sind eigene Armutserfahrungen aufgrund 

geringer Haushaltseinkommen, eines niedrigen Erwerbsstatus‘ der Eltern oder eines großen 

Haushalts. Für Kinder von alleinerziehenden Eltern, aus Familien mit Migrationshintergrund 

bzw. von Familien, die auf Sozialtransfers angewiesen sind, besteht ein erhöhtes Risiko 

eigener Armutserfahrungen im Erwachsenenalter.  

Über  arbeitsmarktpolitische Maßnahmen kann das Land zur Schaffung von Arbeits- und 

Ausbildungsplätzen und zur Verbesserung der Beschäftigungsperspektiven beitragen und 

damit der Armutsgefährdung durch fehlende Erwerbseinkommen entgegenwirken. Dies gilt 

nicht zuletzt für die besonderen Zielgruppen des Arbeitsmarktes, zu denen unter anderem 

Alleinerziehende, Langzeitarbeitslose, Menschen mit Beeinträchtigungen oder andere am 

Arbeitsmarkt benachteiligte Personen gehören. Die arbeitsmarktpolitischen Programme des 

Landes sind dementsprechend darauf ausgerichtet, die Beschäftigungschancen und 

-bedingungen der Menschen in Sachsen-Anhalt nachhaltig zu verbessern. Damit leistet die 

Arbeitsmarktpolitik des Landes einen wichtigen Beitrag zur Senkung von Armutsrisiken. Zur 

Umsetzung dieser Ziele benennt das arbeitsmarktpolitische Gesamtkonzept des Landes drei 

wesentliche Leitlinien und untersetzt diese im Weiteren mit zentralen Maßnahmen: 

 Fachkräftebedarf decken - Fachkräftepotential erhöhen,

 Lebensperspektiven eröffnen: Gesellschaftliche Teilhabe durch Arbeitsmarktintegration

sichern,

 „Gute Arbeit“ durch faire und attraktive Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt

ermöglichen.

Aufgrund gesetzlich geregelter Zuständigkeiten entzieht sich zwar ein Teil der Arbeitsmarkt-

politik einer direkten Steuerbarkeit durch die Länderhoheit. Dazu gehören beispielsweise die 

Aushandlung von Tariflöhnen oder die Einführung eines bundeseinheitlich geregelten 

gesetzlichen Mindestlohns. Im Rahmen der ergänzenden und freiwilligen Aufgaben-

übernahme eröffnen sich jedoch finanzielle Gestaltungsmöglichkeiten für das Land 

Sachsen-Anhalt vor allem durch den Einsatz eigener Landesmittel sowie von Mitteln des 

Europäischen Sozialfonds. Damit wird es möglich, zusätzliche Förderprogramme zu 

finanzieren, die neben der Förderung von Wachstum und Beschäftigung dazu beitragen, die 

Risiken für dauerhafte Ausgrenzung und Armut, denen insbesondere arbeitsmarktferne und 

förderungsbedürftige Zielgruppen des Arbeitsmarktes ausgesetzt sind, zu verhindern oder zu 

verringern.  

Zum einen soll durch die Unterstützung der beruflichen Aus- und Weiterbildung das 

Beschäftigungspotential der Menschen in Sachsen-Anhalt verbessert werden. So tragen zum 
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Beispiel Maßnahmen zur Berufsorientierung und zur Optimierung des regionalen 

Übergangsmanagements dazu bei, Eintrittshürden junger Menschen in das Erwerbsleben 

abzubauen und somit späteren Brüchen in den Erwerbsbiografien vorzubeugen. Durch die 

gezielte Unterstützung und Förderung beruflicher Weiterbildungsaktivitäten im Rahmen der 

Programme „Sachsen-Anhalt WEITERBILDUNG DIREKT“ und „Sachsen-Anhalt WEITER-

BILDUNG BETRIEB“ sollen die Beschäftigungsfähigkeit und damit die beruflichen Perspek-

tiven der Menschen auch im späteren Erwerbsleben erhalten bleiben und sich möglichst 

weiter verbessern.  

Zum anderen werden mit Maßnahmen für besondere Zielgruppen des Arbeitsmarktes 

die Arbeitslosigkeitsrisiken und damit auch die Armutsrisiken gezielt gemindert. Hervorzu-

heben ist insbesondere das Programm „Familien stärken – Perspektiven eröffnen“. Hier 

werden junge Familien, die von (Langzeit-)Arbeitslosigkeit betroffen sind, mit Hilfe von 

Familienintegrationscoaches in die Lage versetzt, ihr berufliches Schicksal selbst in die Hand 

zu nehmen. Nach der Arbeitsaufnahme wird die individuelle Betreuung weiter gewährleistet, 

damit die Betroffenen nachhaltig auf die Ansprüche des Arbeitsmarktes vorbereitet werden 

und auch die Kinder eine Zukunft haben. Mittelfristig werden somit Transmissionswege von 

Arbeitslosigkeits- und Armutsrisiken unterbrochen und die Abhängigkeit der Familienmit-

glieder von staatlichen Transferleistungen verringert.  

Wie der Bericht zeigt, kann Armut nicht rein monetär gedacht werden. Die Sozialhilfe-

indikatoren verweisen auf eine deutliche ökonomische Segregation in Sachsen-Anhalt. Die 

segregierten Gebiete sind auch hinsichtlich der Quartiers- und Teilhabeindikatoren eher 

benachteiligt. Der Begriff der Segregation beschreibt die Ungleichverteilung sozialer 

Gruppen innerhalb eines räumlichen Gebiets. Als Prozess drückt sich in Segregation ein 

sozial-räumlicher Wandel in bestimmten Gebieten und Regionen aus, der mit einer Auf- bzw. 

Abwertung dieser einhergeht. Politisch ist dieser Prozess dahingehend relevant, dass 

Segregation häufig Nachteile für den (unfreiwillig) segregierten Teil der Bevölkerung mit sich 

bringt. Segregation ist eine Folge von Verdrängungsprozessen, die vor allem durch die 

Liberalisierung des Arbeitsmarkts und die zunehmende Prekarisierung von Arbeitsbedingun-

gen bzw. dauerhafte Unsicherheit von Beschäftigungsverhältnissen sowie wohlfahrts-

staatliche Veränderungen ausgelöst werden.3 Ihren Ausdruck finden diese Prozesse der 

Segregation und Marginalisierung in der „Konzentration sozial ähnlicher, üblicherweise 

niedrigerer bzw. ärmerer Schichten“4 innerhalb spezifischer sozialer Räume „aufgrund 

restriktiver Marktmechanismen am Wohnungsmarkt“5, aber auch wegen sozialpolitischer 

Beschränkungen. 

Die vom  Ministerium für Arbeit und Soziales in Auftrag gegebene Studie zur „Bedeutung des 

Raumes für die intergenerationale Übertragung von Armut“ zeigt, dass  sich anhand der 

untersuchten Sozialhilfedichte-Indikatoren für die verschiedenen Landkreise und kreisfreien 

Städte Sachsen-Anhalts unterschiedliche Segregationsgrade ergeben. „Eine regionale 

Konzentration der als relativ zu den anderen segregiert identifizierten Gebiete lässt sich 

[hingegen] nicht erkennen.“6 Eine Betrachtung der Programmgebiete „Soziale Stadt“ nach 

Anzahl der Förderung der einzelnen Landkreise/kreisfreien Städte vermittelt demgegenüber 

3
Vgl.: Prof. Becker, Claudia: „Die Bedeutung des Raumes für die intergenerationale Übertragung von Armut“, 
Halle-Wittenberg, 2014 

4
Becker 2014: 14. 

5
ebd. 

6
Becker 2014: 44. 
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den Eindruck einer relativen interregionalen Homogenität. Bezogen auf die Förderpolitik des 

Landes implizieren die Erkenntnisse aus der Studie, dass die Teilhabeindikatoren ein 

stärkeres Gewicht bei der Identifizierung von Fördergebieten erhalten sollten. Zudem sollte 

neben der Schaffung von entsprechenden Angeboten deren Inanspruchnahme ermöglicht 

und befördert werden. 7 

Obwohl Einkommensarmut der Teilhabearmut in vielen Aspekten voraus geht, ist Teilhabe-

armut nicht die zwingende Folge von Einkommensarmut. Teilhabearmut hängt gleichfalls von 

der Qualität der verfügbaren Angebote zur Teilhabe, den Teilhabegewohnheiten der Eltern 

und Familienangehörigen und dem individuellen Teilhabewillen ab.  

Weitere Handlungsfelder, die sich vor allem aus der demografischen Entwicklung in 

Sachsen-Anhalt ergeben, sind die Abnahme der Siedlungs- und Bevölkerungsdichte (beson-

ders in den ländlichen Gebieten) und die damit einhergehenden notwendigen Anpassungen 

der Infra- und Versorgungsstrukturen. Die Entwicklung und der Einsatz neuer 

Technologien und Dienstleistungsstrukturen zum Beispiel im Bereich der Telemedizin oder 

auch der Kommunikation sind zentrale Aufgaben, um Formen der Teilhabearmut 

entgegenzuwirken. Diesbezüglich ist es jedoch wichtig, stärker die Bedarfe der einzelnen 

Gebiete und Regionen herauszustellen, denn es zeigt sich eine geringe Übereinstimmung 

zwischen den ökonomisch segregierten Gebieten und den Fördergebieten im Rahmen des 

Programms „Soziale Stadt“.  

Der Teilhabearmut könnte mit einer stärkeren Förderung der nicht nur auf der ökonomi-

schen, sondern auch auf der Teilhabeebene als schwächer identifizierten Gebiete begegnet 

werden, das heißt, neben strukturellen Gebietseigenschaften sollten auch Teilhabeindika-

toren zur Grundlage einer Gebietsförderung zu machen. Idealerweise können diese Teilha-

beindikatoren dann im Kontext einer möglichst kleinräumigen Betrachtung auch Eingang in 

die kommunale Sozialberichterstattung finden und im Rahmen einer integrierten kommu-

nalen Sozialplanung berücksichtigt werden. Denn um die Armutsgefährdung an sich, aber 

auch ihre intergenerationale Übertragung und potentielle Verstetigung zu verhindern, bedarf 

es der Bereitstellung von entsprechenden lokalen Angeboten in angemessener Quantität 

und Qualität und der Förderung ihrer Nutzung durch die Bevölkerung.  

Ein zentrales Steuerungselement zur Beförderung gesellschaftlicher Teilhabe von Menschen 

mit Beeinträchtigungen stellt der Landesaktionsplan Sachsen-Anhalt zur Umsetzung der 

Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen dar. Insgesamt enthält der Landes-

aktionsplan 164 Maßnahmen zur Umsetzung der Ziele in neun konkreten Handlungsfeldern. 

Die Umsetzung der Maßnahmen der Handlungsfelder soll für die besonders armuts-

gefährdete Gruppe der Menschen mit Beeinträchtigungen die umfassende gesellschaftliche 

Teilhabe ermöglichen. Darüber kann sowohl indirekten als auch direkten Formen der 

Armutsgefährdung begegnet werden. Eine wesentliche Steuerungsmöglichkeit des Landes 

liegt somit in der bedarfsorientierten Fortschreibung der Maßnahmen des Landesaktions-

plans und Umsetzung derselben. 

Indem sich das Land für die Stärkung der Rechte und Möglichkeiten aller Menschen mit dem 

Ziel der Inklusion und Integration einsetzt, leistet es einen wichtigen Beitrag gegen soziale 

Ausgrenzung. Besonderes Augenmerk gilt dabei besonders gefährdeten Gruppen wie 

Menschen mit Beeinträchtigungen, Älteren, Pflegebedürftigen, Menschen mit gesundheit-

7
ebd.: 71. 



Sozialbericht Sachsen-Anhalt 2010 bis 2013 

8 

lichen Einschränkungen bzw. mit besonderen sozialen Schwierigkeiten. Die sich daraus 

ergebenden bzw. bereits bestehenden Herausforderungen umfassen alle Bereiche des 

Lebens. Die sozialen Sicherungssysteme und die Daseinsfürsorge stellen ein Mindestmaß 

an Dienstleistungen und materielle Ressourcen zur Verfügung. Teilhabe und Partizipation 

tragen zur Überwindung und Beseitigung von Hindernissen bei. Die alternde Gesellschaft 

sowie die Zunahme des Anteils von Menschen mit Beeinträchtigungen an der Gesamt-

bevölkerung begründen und erfordern auf Seiten der Landkreise und kreisfreien Städte eine 

Anpassung von sozialer Infrastruktur und Angeboten im Hinblick auf eine universelle sowie 

kostengünstige Nutzung. Die Nutzbarkeit sowie die Bezahlbarkeit von (neuen) Technologien 

und Versorgungsangeboten spielt somit eine besondere Rolle. Es gilt, infrastrukturelle 

Voraussetzungen und Angebote zu schaffen und zu erhalten, selbst wenn aufgrund 

sinkender Nachfragezahlen eine wirtschaftliche Nutzung nicht gewährleistet sein sollte. 

Neben der Bereitstellung öffentlicher qualitativ hochwertiger Angebote der Teilhabe bedarf 

es einer umfangreichen Information über diese und ihre Nutzung. Barrierefreie Zugänge in 

allen Lebenslagen sowie Wertschätzung und Sensibilisierung für die besonderen Lebens-

lagen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen sind erforderlich und Voraussetzung einer 

inklusiven und Teilhabe ermöglichenden Gesellschaft.  

Weitere Steuerungsmöglichkeiten ergeben sich über die Zuständigkeit des Landes im 

Bereich der Bildung. Dies betrifft sowohl Fragen der Förderung einer inklusiven Gestaltung 

des Unterrichts als auch die Bereitstellung von wohnortnahen und einkommensunabhän-

gigen Angeboten der Erwachsenenbildung. Bereits im Bereich der frühkindlichen Bildung 

sind Steuerungsmöglichkeiten des Landes gegeben. In Sachsen-Anhalt ist allen Kindern der 

Zugang zu den Kindertageseinrichtungen unabhängig von Familienstand und -einkommen 

oder der Beschäftigungslage der Eltern möglich. Dies gilt auch für Kinder mit besonderem 

Förderbedarf. Mit der Einführung des Bildungsprogramms für Kindertageseinrichtungen in 

Sachsen-Anhalt „Bildung: elementar – Bildung von Anfang an“ im Jahre 2004 hat das Land 

einen landesweiten Prozess der Qualitätsentwicklung eingeleitet, der eine verbesserte 

frühkindliche Förderung für jedes Kind zum Ziel hat. Das Bildungsprogramm beschreibt den 

eigenständigen Bildungsauftrag der Kindertageseinrichtungen und steht in unmittelbarer 

Beziehung zu den weiteren Aufgaben der Erziehung, Betreuung und der Elternarbeit. 

Bildung und Erziehung in den Kindertageseinrichtungen sind vor allem darauf ausgerichtet, 

den Erwerb von Schlüsselkompetenzen zu fördern und den Grundstein für lebenslanges und 

nachhaltiges Lernen und Freude an Bildung zu legen. Dieser grundsätzliche Bildungs- und 

Erziehungsauftrag ist auch im Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt verankert. In 

Erfüllung dieses Auftrages sind die Schulen insbesondere gehalten, den Schülerinnen und 

Schülern Kenntnisse, Fähigkeiten und Werthaltungen zu vermitteln, die Gleichachtung und 

Gleichberechtigung der Menschen unabhängig von ihrem Geschlecht, ihrer Beeinträch-

tigung, ihrer sexuellen Identität, ihrer Sprache, ihrer Heimat und Herkunft, ihrem Glauben, 

ihren religiösen oder politischen Anschauungen zu fördern und über Möglichkeiten des 

Abbaus von Diskriminierungen und Benachteiligungen aufzuklären. Darüber hinaus sollen 

Inklusion und Integration aller Kinder und Jugendlichen im Bereich der Schule vorange-

trieben werden. Das Angebot des gemeinsamen Unterrichts ist ein erster wichtiger Schritt 

zur Entwicklung eines inklusiven Bildungssystems an Schulen. 

Die Alterung unserer Gesellschaft wird neue Formate der Erwachsenenbildung in größerem 

Umfang erfordern. Neben den klassischen von den Volkshochschulen angebotenen 

Formaten ist zudem auf die Bedeutung des Ausbaus der Breitbandversorgung, die 

Bereitstellung geeigneter und barrierefreier Angebote im Internet und die Bedeutung des 

ehrenamtlichen Engagements insbesondere im ländlichen Raum hinzuweisen. 
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Die ärztlichen und zahnärztlichen Reihenuntersuchungen des öffentlichen Gesundheits-

dienstes in Sachsen-Anhalt belegen einen deutlichen Einfluss von Sozialfaktoren auf die 

Gesundheit von Kindern. Der Bericht zeigt zudem, dass es enge Wechselwirkungen 

zwischen der Gesundheit von Heranwachsenden und deren sozialer Chancengleichheit gibt. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, noch intensiver an der Verbesserung der 

Rahmenbedingungen des Aufwachsens von Kindern in Sachsen-Anhalt zu arbeiten, vor 

allem, indem soziale Chancengleichheit angestrebt und die frühkindliche Entwicklung von 

Jungen gestärkt wird sowie übermäßige schulische, familiäre und gesellschaftliche 

Belastungen von Kindern ferngehalten werden. 

Auch das Gesundheitswesen steht weiterhin vor großen Herausforderungen. Nur stich-

wortartig sind hier die dauerhafte Finanzierbarkeit der gesetzlichen Krankenversicherung und 

die demografische Entwicklung mit ihren Auswirkungen auf den Zugang zu medizinischen 

Versorgungsstrukturen bzw. -leistungen zu nennen. Diese Herausforderungen werden nur 

bewältigt werden können, wenn Leistungen zielgerichtet, effizient und patientenbedarfs-

gerecht erbracht werden. Das wird nur möglich sein, wenn künftig nicht mehr in Sektoren 

gedacht wird, d. h. die medizinische Versorgung grundsätzlich nicht mehr sektorenspezifisch 

organisiert und finanziert wird.  

Das Sozial- und Gesundheitswesen hat die Bedürfnisse der Menschen, vor allem der älter 

werdenden Bevölkerung, flächendeckend und bedarfsgerecht zu sichern. Pflegebedürftig-

keit wird in den nächsten Jahren erheblich zunehmen. Angebote der ambulanten 

Versorgung sowie Unterstützungsangebote zum Erhalt der eigenen Häuslichkeit sollen 

bedarfsgerecht und möglichst wohnortnah vorhanden sein. Der Vorrang der ambulanten vor 

der teil- oder vollstationären Pflege ist zudem ein gesetzlicher Auftrag. Pflegebedürftigkeit 

muss nicht Isolation, Vereinsamung oder Heimunterbringung bedeuten. Im Land stehen 

mittlerweile ca. 530 ambulante Pflegedienste bereit, um Pflegebedürftige zu Hause zu 

versorgen.8 Neben Krankenbehandlung, Pflege und Hauswirtschaftshilfe bieten sie viele 

weitere Leistungen an, die das Leben zu Hause ermöglichen und soziale oder kulturelle 

Kontakte schaffen. Die Förderung und Erhaltung einer selbstbestimmten und 

eigenverantwortlichen Lebensführung ist das oberste Ziel, von dem sich die Umgestaltung 

der Pflegelandschaft im nächsten Jahrzehnt leiten lassen muss. Dem Grundsatz einer 

ganzheitlichen Sicht des Menschen in seinen vielfältigen Lebensbezügen und Befindlich-

keiten dient eine gemeindenahe, vernetzte und aufeinander bezogene Versorgungsstruktur, 

die durch Maßnahmen der Prävention, insbesondere der sozialen und kulturellen Integration, 

komplettiert werden muss. Vor dem Hintergrund der sich ändernden Lebensverhältnisse, der 

demografischen Entwicklung und weiterer im Bericht dargestellten Veränderungen muss 

zukünftig den Kommunen eine deutlich veränderte Rolle mit mehr eigenverantwortlichen 

Entscheidungsmöglichkeiten übertragen werden. Eine leistungsfähige, qualitativ hoch-

wertige, zahlenmäßig ausreichende und wirtschaftliche pflegerische Versorgungsstruktur zu 

erreichen, ist nur möglich, wenn weitere Steuerungsmöglichkeiten für Kommunen geschaffen 

werden. Auch hier wird es deshalb zunehmend darauf ankommen, eine integrierte Sozial-

planung zu implementieren. 

Die Eckdaten zur sozialen Mindestsicherung im Bereich der Eingliederungshilfe für 

Menschen mit Beeinträchtigung nach SGB XII zeigen, dass es trotz der verbesserten 

Entwicklung der Anzahl der Leistungsberechtigten – weniger im stationären und 

teilstationären und mehr im ambulanten Bereich – bisher noch nicht gelungen ist, die 

8
Vgl. Abschnitt 6.5.2 
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Gesamtausgaben für die Eingliederungshilfe zu begrenzen bzw. abzusenken. Hier gilt es, in 

den kommenden Jahren weitere Anstrengungen zu unternehmen, damit die weitere und 

konsequente Umsetzung der gebotenen Forderung des Landes „ambulant vor stationär“ 

nicht nur zu mehr Selbstbestimmung der Leistungsberechtigten mit Anspruch auf 

Eingliederungshilfe führt, sondern darüber hinaus auch positive Effekte für den 

Landeshaushalt mit sich bringt. Damit ist die zunächst intensiv propagierte Forderung 

„ambulant vor stationär“ auch in die Realität umgesetzt worden. Diese Bemühungen werden 

fortgesetzt und lassen auch in den kommenden Jahren weitere Erfolge beim Ausbau von 

ambulanten Maßnahmen der Eingliederungshilfe erwarten. 

Die demografische Entwicklung zwingt, benachteiligte Gruppen nicht zu vergessen und 

weiter die Teilhabechancen zu sichern und zu verbessern. Neben dem wirtschaftlichen 

Aufholprozess muss das Augenmerk auf die Rahmenbedingungen zur Verbesserung des 

sozialen Fortschritts gelegt werden. Die sozialpolitischen Vorgaben Sachsen-Anhalts 

orientieren sich dabei an den sozialen Zielen der Strategie Europa 2020.  


	Sozialbericht Sachsen-Anha
	ÜBERSICHT
	INHALTSVERZEICHNIS
	ABBILDUNGSVERZEICHNIS
	TABELLENVERZEICHNIS
	EINLEITUNG
	Abstract



